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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/3654 — 

Schutz vor unzumutbarem Verkehrslärm 


A. Problem 

Die Bundesregierung soll u. a. dazu aufgefordert werden, 

— den Entwurf eines Verkehrslärmschutzgesetzes vorzu- 
legen, 

— für Personenkraftwagen auf Autobahnen eine Höchst- 
geschwindigkeit von 100 km/h und auf Landstraßen von 
80 km/h einzuführen, 

— den öffentlichen Personennahverkehr verstärkt zu fördern 
und für diesen Zweck die Mineralölsteuer für verbleites 
Benzin um 2 Pfennige anzuheben. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Mehrheitsbeschluß im Ausschuß 

C. Alternativen 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD bestehen auf Annahme 

des Antrags. Der Vertreter der Fraktion DIE GRÜNEN hat 

dem Antrag ebenfalls zugestimmt. 

D. Kosten 

entfallen 



Drucksache 10/5777 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 10/3654 — abzulehnen. 

Bonn, den 18. Juni 1986 

Der Ausschuß für Verkehr 

Lemmrich Haungs 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5777 


Bericht des Abgeordneten Haungs 


Der Antrag in Drucksache 10/3654 wurde in der 169. 
Sitzung des Deutschen Bundestages am 25. Oktober 
1985 dem Verkehrsausschuß federführend sowie 
dem Innenausschuß und dem Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit zur Mitberatung überwie- 
sen. Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 18. Juni 1986 behandelt. 

Die Antragstellerin ist der Auffassung, daß der 
Schutz der Bevölkerung vor unzumutbarem Ver- 
kehrslärm verstärkt werden sollte. Sie schlägt dafür 
im einzelnen folgendes vor: 

1. Die Bundesregierung soll dazu auf gef ordert wer- 
den, den Entwurf eines Verkehrslärmschutzge- 
setzes vorzulegen, wonach an Straßen- und Schie- 
nenwegen Lärmschutzmaßnahmen zu treffen 
sind, wenn bestimmte Grenzwerte für den Ver- 
kehrslärm überschritten werden. 

2. Die Bundesregierung soll auf EG-Ebene Verhand- 
lungen führen, um die zulässigen Grenzwerte für 
Geräuschemissionen von Kraftfahrzeugen zu re- 
duzieren. 

3. Die Bundesregierung soll für eine vierjährige 
Versuchsphase für Personenkraftwagen auf 
Autobahnen eine Höchstgeschwindigkeit von 
100 km/h und auf Landstraßen von 80 km/h ein- 
führen. Für Wohnstraßen innerhalb geschlosse- 
ner Ortschaften soll die Höchstgeschwindigkeit 
30 km/h betragen. 

4. Der öffentliche Personennahverkehr soll ver- 
stärkt finanziell gefördert werden. Zu diesem 
Zweck soll die Mineralölsteuer für verbleites Ben- 
zin um 2 Pfennige je Liter angehoben werden. 
Außerdem soll die Einrichtung von verkehrsberu- 
higten Bereichen in den Förderungskatalog des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes aufge- 
nommen werden. 

Der Verkehrsausschuß hat den Antrag mit Stim- 
menmehrheit gegen die Stimmen der Fraktion der 
SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 


Die Vertreter der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP vertreten folgende Auffassung: 

1. Übereinstimmung besteht in der Frage, daß der 
Schutz der Bevölkerung vor Verkehrslärm wei- 
terhin wirksam verstärkt werden muß. Ein beson- 
deres Gesetz ist hierfür jedoch nicht erforderlich. 
Der Bundesminister für Verkehr hat für den Bun- 
desfernstraßenbau Richtlinien über Lärmgrenz- 
werte erlassen, die auch von den Ländern und von 
den Gemeinden in den jeweiligen Zuständigkeits- 
bereichen beachtet werden. Für die Lärmsanie- 
rung an bestehenden Straßen sind in den Haus- 
haltsplänen des Bundes jeweils finanzielle Mittel 
vorgesehen, wobei auch Lärmgrenzwerte festge- 
legt sind. Bei dieser Sachlage ist das in dem An- 
trag geforderte besondere Verkehrslärmschutz- 
gesetz nicht notwendig. Die in dem Antrag vorge- 
sehenen Lärmgrenzwerte würden überdies die fi- 
nanziellen Möglichkeiten des Bundes, der Länder 
und der Gemeiden bei weitem übersteigen. 

2. Die Bundesregierung bemüht sich bereits nach- 
drücklich auf EG-Ebene um eine wirksame Ver- 
ringerung der Emissionsgrenzwerte für Kraft- 
fahrzeuge. Diese Verhandlungen sind allerdings 
langwierig; ein nationaler Alleingang auf diesem 
Gebiet wäre jedoch aus rechtlichen Gründen 
nicht möglich. 

3. Generelle Geschwindigkeitsbegrenzungen für 
Kraftfahrzeuge aus Gründen des Lärmschutzes 
lehnen die Fraktionen der CDU/CSU und FDP ab. 
Für Wohngebiete kann bereits durch ein entspre- 
chendes Zonen-Verkehrsschild generell Tempo 30 
vorgeschrieben werden. Darüber hinaus werden 
mit Mitteln des Städtebauförderungsgesetzes 
Maßnamen zur Verkehrsberuhigung in den Städ- 
ten und Gemeinden finanziert. 

Der Verkehrsausschuß empfiehlt daher in Überein- 
stimmung mit den mitberatenden Ausschüssen 
Ablehnung des Antrags. 


Bonn, den 18. Juni 1986 


Haungs 

Berichterstatter 
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